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Revue de la Banque (Bruxelies). 42.Jg. (1978) H. 5.
Hopt: Les socdetes en commandite simpleeit les fonds communs
du placement en droit allemand: expeiiences et projets de re-
forme de loi (323).

Revue internationale de droit compare (Paris). 30. Jg.
(1978) H. 2. Lipstein: Un juriste anglads dans la Communaute'
europeenne (493). Tunc: Le Rapport Pearson sur la respon-
sabdflite cdvile et Pindemnisation des dommages corporels (507).
Eminescu: Le role des brevets dans ila stimulatdon de la creation
nationale eit le transBert des teclmiques (531). Pescatore: Une
critique du Systeme juridique frangais (543).

Rivista trimestrale di diritto e procedura civile
(Milane). 32.Jg. (1978) H. 2. Camacini: Suli'abuso deJi'usu-
fruttuaiio (466). Comoglio: Prem^se ad uno Studio sul principd»
di economia processuale (584). Vellani: Conversione del se-
questro conservativo in pignoramento e credi'tori intervenuti
(661). Alessi: Spunti' in tema di poregiudiziailita nel proceöso
ammindstrativo (671).

Besprechungen

Hagenbüchle, Anton: Bibliographie über Recht und
Rechtsgeschichte des Kantons Thurgau und seiner Grenz
gewässer. Herausgegeben vom Obergericht des Kantons Thur
gau. Frauenfeld 1976.80 S. Brosch.

Das Obergericht veraniaßte diese Bestandesaufnahme im
Hinblick darauf, daß die wissenschaftldche Behandlung des
thurgaudschen Rechts bisher erschwert war, obgleich seit 1954
ein Yon Eugen Züst verfaßtes summarisches Verzeichnis existierte.
Das nun vorliegende Resultat ist beeindruckend, sind doch prak
tisch alle Disziplinen der Rechtswissenschaft mit Beiträgen ver
treten. Einzelne Autoren wurden über die Grenzen des Kantons
hinaus bekannt, so Thomas Bomhauser, /. Ä, Puppikofer, Otto
BöckLi, Erich Böckli, Hans Seeger, Karl Tuchschmid und Werner
Kundert. Einen auffallend großen Platz nimmt die rechtshistoii-
sche Forschung ein, an der sich auch prominente Nichtthurgauer
wie Karl Siegfried Bader und der zu früh verstorbene Walter
Müller beteiligten. Bedauerlich ist, daß in der Sammlung der
Schweizer Rechtsquellen der Kanton Thurgau noch gänzEch
fehlt. Nachdenklich stimmen sodann die vielen Titel, welche die
Vogeljagd auf Untersee und Rhein betreffen. Die dem Aufbau
des Rechtsbuches folgende BibEographie orientiert Dissertanden
und andere Autoren, die ein ihurgauisches Thema bearbedten
möchten, über das vorhandene Material und bietet einen auf
schlußreichen Querschnitt über das Rechtsleben des Kantons.
Dem Beispiel ist Nachahmung zu wünschen.

Prof. Hans Ulrich Walder, Zollikon

Nater, Bruno: Der künstlerische Leistimgsschutz. Zür
cher Beiträge zur Rechtswissenschaft 517. XX, 95 S. (Zürich
1977. Schukheß.) Brosch. Fr. 26.—

Mit erstaunlicher Schlagfertigkeit kommt der Autor dieser
Zürcher Dissertation zum Schluß, daß der namentlich von den
InterpretengeseiEschaften als imgenügend taxierte künstlerische
Leistungsschutz keiner dringenden Verbesserung bedarf. Er
weist nach, daß unbefugte Verwendungen der Leistungen eines
Interpreten bis heute unbekannt geblieben sind, und daß der
einzige Mißstand im grassierenden unerlaubten Nachpressen
von Sdhalplatten Eege. Nach Auffassung von Nater genügen die
peisönlichkeitsrechtiichen und wettbewerbsrechtlichen Grund
lagen voEauf, um das Arbeitsergebnis von Interpreten im Rah
men des Notwendigen zu schützen, ohne daß es der Einführung
eines urheberrechtsähnlichen Schutzes der ausübenden Künstler
bedarf.

Es ist erfreuEch, wenn nach all den in verschiedenster Art
und Lautstärke vorgetragenen Wünschen nach einem Spezial-
schutz der Künstler jemand den Mut hat zu behaupten, man
solle sich doch angesichts der wenig brennenden Aktualität mit
dem Vorhandenen begnügen. Ledig'Ech zur Verdeutlichung der
gegenwärtige!! Rechtslage postuliert der Verfasser eine Ergän
zung des Gesetzes gegen den unerlaubten Wettbewerb und
schlägt auch eine verbesserte Formulierung des als unausw^ch-
Ech bezeichneten Vorentwurfs zum (^setz über die Rechte der
ausübenden Künstler vor,während er den hiezu von der Schwei
zerischen Vereinigung für Urheberrecht ausgearbeiteten Alter
nativentwurf schon in seinem Ansatz als verfehlt betrachtet.
Es ist zu hoffen, daß diese verddenstvoUen Denkanstöße auch
in der gesetzgeberischen Diskussion ihren Niederschlag finden.

Dr. Lucas David, Zürich

Mallmann, Otto: Zielfunktionen des Datenschutzes.
Schutz der Privatsphäre — Korrekte Information. Mit einer
Fallstudie zum Datenschutz im Bereich von Kreditinformations-
systemen. Kybemetik-Datenverarbeitung-Reoht 6. 147 S. (Frank
furt a. M. 1977. Metzner.) Brosch. DM 29.80.

Hogrebe, Edmund F.M.: Verwaltungsautomation und
Datenschutz in Frankreich. Interministerielle Organisation
und PoEtik sowie Rechtsprobleme der elektronisch gestützten
Informationsverarbeitung in der französischen Zentralverwaltung.
EDV und Recht 9. XXH, 649 S. (Berlin 1976. Schweitzer.)
Brosch. DM 148.—.

Das Thema Datenschutz wird auch in der Schweiz mehr
und mehr diskutiert. Auf Bundesebene verlangte Nationalrat
Bussey schon 1971 ein Datenschutzgesetz. In die gleiche Rich
tung zielten eine Motion von Nationalrat Carohhio im Sommer
1977 und vor allem die dm Frühjahr 1977 eingereichte parla
mentarische Einzelinitiative von Nationalrat Gerwig, die einen
detaiHierten Forderungskatalog enthält. In der Bundesverwäi-
tung wird zurzeit an einer Harmonisierung und VereinheilE-
chung verschiedener bereits bestehender Verwaltungserlasse ge
arbeitet. Auf kantonaler Ebene sind zahlreiche verwaltungs-
inteme Reglemente imd Weisungen in Geltung. In verschiede
nen Kantonen sind auch Gesetzesentwürfe in Bearbeitung, und
am 1.3.1977 hat Genf als erster Kanton eine «Loi sur la pro-
tection des informations traitees automatiquement par ordina-
teur» in Kraft gesetzt. Erinnert sei sodann an die zahlreichen
Zeitungs- und Zeitschriftenartikel zu diesem Thema sowie an
die Monographien von Bumand (vgl. SJZ 72 [1976] 47) und
Schucan (vgl. SJZ 74 [1978] 350) sowie an den soeben erschie
nenen Sammelband «Computer und Privatsphäre».

Da die Datenschutzproblematik wenig nationale Eigenarten
aufweist, ist für die theoretische wie die politische Auseinander
setzung die Beachtung ausländischer Erfahrungen und Postulate
von großer Bedeutxmg. Aus der Fülle deutscher Publikationen
seien daher im folgenden zwei dem schweizerischen Leser kurz
vorgesteEt.

Otto MaEmaim weist zunächst nach, daß die Menge der
über einen einzelnen gespeicherten Daten stets wächst und daß
sich vor aEem eine Tendenz abzeichnet, diese Informationen
mehr und mehr weiterzugeben imd zu verknüpfen, wodurch
«komplette PersönEchkeitsprofile ersteUt werden» könnten. Er
prüft sodann, welche Funktionen der Privatsphäre für den ein
zelnen wie für die GeseEschaft zukommen. Privatheit versteht
er nicht einfach als «right to be let-alone», sondern auch als
Vorausseteung für «freie Kommunikation, persönliche Initiative,
Teilhabe am sozialen — auch poHtischen — Geschehen.» Zu
Recht wird weiter betont, daß das Ziel des Datenschutzes nicht
nur im Schutz der Privatsphäre Eegt, sondern auch darin, die
Riehtigkeiit und Vollständigkeit personenbezogener Liformation
zu gewährleisten. Am Beispiel der BCreditinformationssysteme
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zeigt der Auitor auf, wie die Realien in einem, bestimmten Be
reich aussehen und welche konkreten gesetzgeberischen Maß
nahmen zu treffen wären. Besonders hervorgehoben wird, daß
ein allgemeines Datenschutzgesetz kaum ausreicht, sondern daß
es durch <<d)ereichssperifische Regelungen» zu ergänzen ist.

Edmund Hogrebe behandelt die Datenschutzproblematik
am Beispiel der französischen Zentralverwaltung, Wobei die in
terministeriellen Aspekte der Verwaltungsautomation im Vor
dergrund stehen. Dargestellt werden zunächst der institutionelle
Rahmen und die Zielsetzung der Verwaltungsautomation in
Frankreich. Sodann werden einzelne intenninisterielle Informa
tionssysteme — Personen-, Unternehmens- und Grundstückkenn
zeichenregister, verschiedene personenbezogene Datenbanken
und Informationssysteme — skizziert. Ausführlich werden an
schließend der Ausgangspunkt und die bisherigen Bemühungen
um eine gesetzliche Datenschutzordnung in Frankreich referiert
und kritisch beleuchtet. In einer chronologischen Zusammen
stellung sind die bisherigen gesetzgeberischen und administrati
ven Maßnahmen zusammengestellt. Wertvoll ist auch die fast
hundert Seiten starke Bibliographie, die zahlreichen Hinweise
auf nicht publizierte Dokumente enthält. Ein Exkurs über die
Entwicklung, den gegenwärtigen Stand und die Zukunft der
EDV in der französischen Staatsverwaltung schließt den Band
2ib. — Die Arbeit ist im Frühjahr 1974 fertiggestellt worden
(zum gegenwärtigen Stand der Gesetzgebungsarbeiten v^. den
Beitrag «Projet de loi frangais relatif ä Tlnformatique et aux
Libertes» von L, Joinet im erwähnten Sammelband «Computer
und Privatsphäre»).

Beide Werke zeichnen sich aus durch das Bemühen, nicht
bei allgemeinen Erörterungen stehen zu bleiben, sondern die
Probleme und Lösungsmöglichkeiten konkret und detailldert
aufzuzeigen. Prof. Peter Forstmoser, Zürich

Philipp, Alfred/PoUak, Robert: Internationales Steuer
recht. Innerstaatliche Vorschriften und zwischenstaatliche Ver
einbarungen, mit Erläuterungen unter Berücksichtigung der
Rechtsprechimg. 2., erweiterte und überarbeitete Auflage. Lose
blattwerk. 1.'Lieferung. 410S. DM 68.50 / Plastikordner DM 8.50.
2. Lieferung. 370 S. DM 70.60. (Wien 1977.Manz.)

In der Sammlung österreichischer Gesetze ist als Band 15a
eine systematische Darstellung der Maßnahmen zur Vermeidung
der Doppelbesteuerung, gefolgt von der Wiedergabe der von
Österreich geschlossenen Abkommen erschienen. Über die Lan
desgrenzen hinaus gibt das Werk eine umfassende Darlegung
der Grundsätze, welche das zwischenstaatliche Steuerrecht be
herrschen, allgemein zu Qualifikationen, Zuteilungsregeln, dann
aber auch praxisnah zur Verlustaufteilimg, zu Befreiungs- und
Anrechnungsverfahren, Wohnsitzbescheinigungen, Rechts- und
Amtshilfe. Besonders gefällig ist der gute, leicht faßliche Stil,
mit welchem die ja gerade auf diesem Gebiet grassierende Be
griffsschwüle erträglich gemacht wird. Eiligen Lesern dienen die
im Anhang und bei den einzelnen Abkommen übersichtlich zu
sammengestellten Zuteilungsregeln. Prof.HansHerold, Zürich

Ausländische Literatur zum Zwangsvollstreckungsrecht
1975—1978

Baumann, Dr. Jürgen (Prof.): Zwangsvollstreckung,
xxvm, 420 S. (Biedefeld 1975. Gieseking.)

Baumann, Jürgen: Konkurs und Vergleich. Ein Lehr
buch. XV, 205 S. (Bielefeld 1976, (^esekdng.) Brosch.

In rascher Folge hat -der vielseitige, auch politisch hervor
getretene Tübinger Gelehrte diese beiden Lehrbücher veröffent
licht, die eigentlich eine Einheit bilden. Beide beginnen mit
einem Allgemeinen Teil und Verfahrensübersichten. Erst dann
wird auf die einzelnen Institutionen eingegangen. Im ersten der
beiden Bände fällt auf, daß der Arrest recht früh behandelt und

der einstweiligen Verfügung des Erkenntnisverfahrens gegen
übergestellt wird, woran man bei uns selten denkt. Auch der
zweite Band ist eigenwillig gegliedert, wird doch das Konkurs
recht in erster Linie aus der Sicht der einzelnen Beteiligten wie
Veiifahrensorgane, Parteien und Sondergruppen von Gläubigem,
zu-denen auch die Aussonderungsberechtigten gezählt werden,
dargesteEt. Die Beispieleerscheinenoft in Frageform am Anfang
der einzeluen Themen; der weitere Text bringt zusätzliche Fälle
aus der Praxis. WertvoE ist die Zusammenfassung des jewoEdgen
Kapitel-Inhaltes, die (^legenheit gibt, das Verständnis des Ge
lesenen nachzuprüfen. Leider wird die Lesbarkeit durch den
häufigen Gebrauch von Abkürzungen etwas erschwert; das Werk
eignet sich vieEeicht weniger als rasche OrientierungshEfe des
ausländischen Benützers denn zum Zwecke der Rechtsvergled-
chung.

Blomeyer, Arwed: Zivilprozeßrecht. Vollstreckungsver
fahren. Enzyklopädie der Rechts- und Staatswissenschaft. XIV,
500 S. (BerEn 1975. Springer.) Geb. DM 158.—.

Auf die hervorragenden Eigenschaften dieses Buches hat der
Unterzeichnete schon in ZSR NF 95 (1976) 421 f. hingewiesen.
Um Wiederholungen zu vermeiden, sei hier ein Einzelthema her
ausgegriffen, welches bezeichnend ist für die hohe Kunst, mit
welcher Blomeyer privat- und prozeßrechtiaches Denken dem
ZwangsvoMstreckungsrecht dienstbar zu machen vermag. Das
deutsche Recht verfügt über das segensreiche Institut der VoE-
streckungsgegenklage,dem wir mit unserem Art. 85 SchKGwenig
ebenbürtiges gegenüberzustellen haben. Im Grunde genommen
ist aber der Rechtsbehelf von § 767 DZPO nur ein besonderer
AnwendungsfaE einer Beseitigungskiage, mit welcher der
Schuldner gegen den Gläubiger soEte vorgehen können, wenn
dieser trotz Erlöschens des Anspmches die Zwangsvollstreckung
weiterbetreibt. Die Frage nach der Rechtsnatur des die VoE-
streckungsgegenklage gutheißenden Urteils beantwortet Blo
meyer unter Hinweis auf § 775 ZiiCf. 1 DZPO dahin, daß die
PfEchten der VoEstreckungsorgane zur EmsteEung der Zwangs
vollstreckung an die Vorlage des Urteils geknüpft seien. Bis zu
derselben seien aber trotz Existenz und vorläufiger VoEstreck-
barkedt des ÜrteEs über die VoiUstreckungsgegenklage die VoE
streckungsorgane zur Vollstreckung verpfEchtet. Damit ist die
von der Lehre behauptete Gestaitungswirkung des Urteils per se
in Frage gesteEt, umgeformt in die MögEchkeit des Schuldners,
die Pflichten der VoEstreckungsorgane zu ändern. Ob ein soilches
UrteE noch einer der drei herkömmEchen Kategorien zugeordnet
werden kann?

Bruns, RudoE/ Peters, Egbert: Zwangsvollslreckungs-
recht. Eine systematische DarsteUung. 2., neu bearbeitete Auf
lage.XIV/343 S. (München 1976. Vahien.) Brosch. DM 34.80.

Wie das ZwangsvoEstreckungsrecht von Baumann wendet
sich auch dieses Buch neben den jungen Juristen an die Rechts
pfleger, in deren Hand die ZwangsvoUistreckung überwiegend
Eegt. Es steEt indessen beträchtEche Anforderungen an dasVer
ständnis für dogmatische Überlegungen. Diese sind freilich in
einer knappen, sich auf zentrale Aussagen beschrankende Weise
vorgetragen, die Auseinandersetzung mit abweichender Ansicht
geschickt verarbeitend. Auch dieses Werk verhilft zu wesent-
Echen Einblicken in Unterschiede zwischen deutschem und
schweizerischem Recht, etwa dort, wo der Respekt vor dem Ge
wahrsam des Dritten zutage tritt. Gemäß §809 DZPO verhindert
dieser die Pfändung bewegEcher Sachen,sobald der Dritte nicht
zur Herausgabe bereit ist. Es bleibt dann nur die Pfändung des
materiellen Herausgabeanspruches des Schuldners übrig; der
Gläubiger kann ihn sich zur Einziehung überweisen lassen. Die
Verfasser warnen davor, den (^wahrsam des Dritten zu über
spielen, etwa deswegen, weil er «im Zusammenwirken mit dem




